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Weitergabe von Patientendaten an Versicherer
im Spannungsfeld von Kostendruck
und Persönlichkeitsrecht
K. Gehringa, R. Theiler b, P. Breitschmidc

In ihrem Artikel haben T. Mattig und C. Lutz zu
«Datenschutz und Weitergabe medizinischer
Daten an die Versicherer» aus Sicht der Versiche-
rer Stellung genommen und (durchaus nicht
zu Unrecht) für gegenseitiges Verständnis und
Vertrauen zwischen Leistungserbringern und Ver-
sicherern plädiert [1]. Indes darf im «klassischen
Dreiecksverhältnis» das seinerseits vielschich-
tige Patienteninteresse (an modernster und indi-
viduell optimaler Behandlung, Einbezug bei Be-
handlungsentscheiden, informationeller Selbst-
bestimmung sowie tiefen Kosten) nicht ausser
acht gelassen werden; insbesondere muss das
Bewusstsein dafür erhalten bleiben, dass vor-
formulierte, pauschale Einwilligungserklärungen
nicht carte blanche für jeglichen Datentransfer
bedeuten.

Einleitung und Fragestellung

Öffentliche Diskussion und politischer Druck
führen zu teils rigiden Versuchen, im Gesund-
heitswesen Kosten zu sparen (z.B. Entscheid des
Bundesrates betr. Alternativmedizin). Im Be-
streben, die eigenen Kosten zu senken, prüfen die
Versicherer ihre Leistungspflicht vermehrt und
versuchen in diesem Zusammenhang, möglichst
umfassende Informationen über Gesundheits-
zustand, Behandlungsart aber auch die übrigen

Lebensumstände der Versicherten zu erlangen,
in der Hoffnung, Hinweise zu finden, um sich
der Leistungspflicht entziehen zu können. Dass
dabei Tatsachen, welche zugunsten der Ver-
sicherten sprechen, weniger intensiv nachge-
forscht wird, liegt auf der Hand. Um die ge-
wünschten Angaben speditiv und möglichst
vollständig zu erhalten, treten die Versicherer
vermehrt an die Leistungserbringer, was insbe-
sondere bei der Ärzteschaft Unsicherheit erzeugt,
ob bzw. welche Informationen an die Ver-
sicherer weitergegeben werden dürfen oder
sogar müssen. 

Aus juristischer Sicht ist zu prüfen, welche
Rechtsgrundlagen für das Vorgehen der Ver-
sicherer bestehen und inwieweit (qualitativ und
quantitativ) die Leistungserbringer zur Weiter-
gabe von Patienteninformationen an die Ver-
sicherer berechtigt und/oder verpflichtet sind. In
Bereichen, bezüglich deren keine abschliessende
Beurteilung möglich ist, sollen zumindest An-
haltspunkte zur Handhabung des Informations-
austausches gegeben werden.

Grund- und Interessenlagen

Im Themenkreis rund um Informations- und
Schweigepflichten sowie die konnexen Rechte
sind namentlich folgende Interessen zu berück-
sichtigen: Einerseits haben die Versicherer ein
Interesse, möglichst detaillierte Informationen
über die Versicherten zu sammeln, um deren
Ansprüche genau prüfen und kontrollieren zu
können. Im Bereich der sozialen Krankenver-
sicherung sind die Versicherer zur Kontrolle des
Einsatzes ihrer Mittel sogar gesetzlich verpflich-
tet (Wirtschaftlichkeitsgebot [2], Art. 43 Abs. 6
KVG und Art. 56 Abs.1 KVG). Konkret heisst das,
dass sich eine medizinische Leistung auf dasje-
nige Mass zu beschränken hat, welches im In-
teresse des Patienten liegt und für den Behand-
lungszweck erforderlich ist [3]. Um diese Prüfung
vornehmen zu können, sind die Sozialversiche-
rungsträger auf Informationen betreffend Ge-
sundheitszustand und Behandlung der Patien-
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Im Dschungel gesetzgeberischer Normen und angesichts divergierender Inter-
essen der Beteiligten stellt sich für die Ärzteschaft die Frage, was an Informa-
tionen (bezüglich Indikation, Detailgrad und Gegenstand) an die Versicherer
weitergegeben werden muss und darf. Die versicherungsrechtlichen Detail-
bestimmungen sind im Lichte höherwertiger persönlichkeitsrechtlicher Inter-
essen der Patienten zu betrachten und es ist entsprechend zurückhaltend zu
verfahren – Konflikte sind nicht einfach durch Aushändigung umfassenden
Materials zu Lasten des Patienten (oder auf dem Umweg über den Patienten:
indem ihm das Material zur Weiterleitung übertragen wird) zu lösen, da oft der
Patient zur Beurteilung der Tragweite der Informationen gar nicht in der Lage
ist; die fachkundige Ärzteschaft hat die Verhältnismässigkeit der von den Ver-
sicherern verlangten Informationen zu prüfen. Im Zweifelsfall und um sich
nicht dem Risiko unerlaubter Auskünfte auszusetzen, wäre Klärung in einem
(schieds-)gerichtlichen Verfahren anzustreben.
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ten angewiesen. Trotzdem müssen dem Aus-
kunftsrecht der Versicherer enge Grenzen gesetzt
werden.

Die Kontrolle der Ansprüche der Versicherten
würde zumindest vordergründig in deren eige-
nem Interesse liegen, da die Versicherer ja im
Grunde lediglich die Prämien verwalten und
umverteilen (Versicherungsprinzip). Diesem In-
teresse steht jedoch der Anspruch der einzelnen
Patienten auf Persönlichkeitswahrung und Ge-
heimhaltung sensibler Daten gegenüber. Die
entsprechenden Rechtsgrundlagen sind Art. 27
ff. ZGB, die Datenschutzgesetzgebung (Bundes-
gesetz über den Datenschutz, DSG; SR 235.1)
und im Bereich des Sozialversicherungsrechts
insbesondere Art. 33 ATSG (Bundesgesetz über
den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungs-
rechts, SR 830.1). Eine weitere Konkretisierung
enthält Art. 321 StGB (Strafgesetzbuch, SR 311.0)
bei der Regelung des Berufsgeheimnisses. 

Da Patientendaten in der Regel den innersten
Bereich der Persönlichkeit betreffen und somit
in den Schutzbereich aller genannten Gesetzes-
bestimmungen fallen, dürfen sie von den Lei-
stungserbringern nur mit Einwilligung des Ge-
heimnisherrn (Patient) an Dritte (beispielsweise
Versicherer) weitergegeben werden, es sei denn,
es bestehe eine anderslautende gesetzliche Rege-
lung (Rechtfertigungsgrund).

Zur Beantwortung der Frage nach Recht bzw.
Pflicht zu (sowie Umfang der) Auskunftsertei-
lung der Leistungserbringer (Ärzteschaft und
Spitäler) an die Versicherer ist somit entschei-
dend, ob die Weitergabe der Patientendaten
durch Einwilligung des Betroffenen bzw. einer
dazu befugten Stelle oder durch gesetzliche
Pflichten gerechtfertigt ist. Dabei ist immer vor
Augen zu halten, dass die Leistungserbringer
primär im Auftragsverhältnis zu den Patienten
stehen und daher (trotz Kostendruck) deren In-
teressen zu verfolgen haben.

Gesetzliche Ordnung in den
verschiedenen Versicherungszweigen

Allgemeine Ordnung
Die Problematik kann aus Sicht der Leistungs-
erbringer grundsätzlich (wenn auch nicht un-
problematisch) umgangen werden, wenn der
Leistungserbringer dem Versicherer gar keine
Patienteninformationen (direkt) überlässt, son-
dern der Informationsfluss indirekt über den
Patienten läuft. Die vom Versicherer erbetenen
Informationen werden dem Patienten mit der
Aufforderung zugestellt, sie weiterzuleiten. So
hat der Patient die (allerdings nur scheinbare)

Wahl, die Daten an den Versicherer weiterzu-
leiten oder unter Inkaufnahme des Risikos einer
möglichen Leistungsverweigerung zurückzube-
halten, und der Leistungserbringer wahrt das
Arztgeheimnis. Da der Patient jedoch mangels
medizinischer Kenntnisse die Brisanz und Taug-
lichkeit der weitergeleiteten Informationen nicht
beurteilen kann, ist er dem Versicherer vollstän-
dig ausgeliefert. Im Sinne einer von den Interes-
sen der Patienten geprägten Tätigkeit ist dieses
Vorgehen daher zu vermeiden.

Weiter ist die Einholung einer Entbindungs-
erklärung [4] (Entbindung von der ärztlichen
Schweigepflicht) zu erwähnen. Der Patient kann
den behandelnden Arzt für die aktuelle Behand-
lung von seiner Geheimhaltungspflicht be-
freien. Normalerweise handelt es sich dabei um
eine auf einen bestimmten Arzt und Sachverhalt
beschränkte Entbindung vom Arztgeheimnis [5].
Da es sich bei den zur Diskussion stehenden
Daten jedoch um besonders schützenswerte
Daten handelt, muss – um dem Verhältnismäs-
sigkeitsprinzip (Art. 4 Abs. 2 DSG) zu genügen –
die Entbindung besonders klar erfolgen [6].

Häufig, jedoch problematisch, sind vom
Patienten gegenüber dem Versicherer abge-
gebene generelle Einwilligungserklärungen, in
welchen dem Versicherer das Recht eingeräumt
wird, direkt beim Leistungserbringer Auskünfte
zu erfragen. Werden solche beim Versicherungs-
vertragsabschluss abgegeben, sind sie aufgrund
des Verbots übermässiger Bindung (Art. 27 Abs. 2
ZGB) als unzulässig zu betrachten [7].

Weniger problematisch mögen Entbindungs-
erklärungen im Rahmen der Aufnahmeformalitä-
ten bei Eintritt ins Spital erscheinen. In solchen
Fällen wirkt die Entbindung in zeitlicher, persön-
licher und sachlicher Hinsicht nur beschränkt.
Ob allerdings die Tragweite einer solchen, in For-
mularen mit manch anderer Rubrik enthaltenen
Erklärung für alle Patienten wirklich überblick-
bar sei, lässt sich kaum allgemeingültig beant-
worten, weshalb auch in diesen Fällen das Risiko
besteht, dass eine übermässige Bindung ange-
nommen würde [8]. Dies um so mehr, als zusätz-
lich danach zu differenzieren ist, was die konkret
den Versicherern zufliessenden Informationen
sind: ob es sich um Routinebehandlungen
(Blinddarm oder Sturzverletzung) oder ein weit-
läufiges Prozedere mir sozialpsychischen Indika-
tionen handelt, welches wesentlich weitreichen-
dere Rückschlüsse zulässt. Das lässt sich jedoch
häufig bei Spitaleintritt nicht absehen und die
Einwilligung wäre dann immer persönlichkeits-
rechtlich unzulässig. Gleiches gilt auch für ent-
sprechende Erklärungen gegenüber freiberuf-
lichen Ärzten.
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Nach Lehre und Praxis kann die Einwilligung
für die Bekanntgabe von Patientendaten grund-
sätzlich auch stillschweigend bzw. konkludent
erteilt werden [9]. Es stellt sich die Frage, ob die
Einwilligung in die Behandlung durch den Arzt
auch eine Entbindungserklärung beinhaltet.
Dies ist jedoch aufgrund der hohen Sensibilität
der zur Diskussion stehenden Daten grundsätz-
lich zu verneinen.

Sozialversicherungen

Soziale Krankenversicherung nach KVG
Im Bereich des KVG ist der Informationsfluss
zwischen Leistungserbringern und Versicherern
in mehreren Bestimmungen geregelt. So muss
der Leistungserbringer dem Schuldner (bei «tiers
payant» nach Art. 42 Abs. 2 KVG der Versicherer,
bei «tiers garant» nach Art. 42 Abs. 1 KVG der
Patient) eine detaillierte und verständliche Rech-
nung mit allen Angaben stellen, die diesem eine
Überprüfung des Honorars sowie der Wirtschaft-
lichkeit der Leistung ermöglichen (Art. 42 Abs. 3
KVG). Zudem kann der Versicherer im Einzelfall
die genaue Diagnose oder zusätzliche Auskünfte
medizinischer Natur verlangen (Art. 42 Abs. 4
KVG). Verweigert der Leistungserbringer diese
Auskünfte, macht er sich nach Art. 93 lit. a KVG
strafbar (siehe «Schlussfolgerung»).

1. Die Unterscheidung zwischen der genügenden
Rechnungsstellung (Art. 42 Abs. 3 KVG) und der
detaillierteren Information (Art. 42 Abs. 4 KVG) in
der Praxis ist unklar [10]. Werden wirtschaftliche
Interessen denjenigen des Persönlichkeits- und
Datenschutzes übergeordnet, so scheint die For-
derung der Krankenversicherer nach institutio-
nalisierter umfassender Information über den
Patienten berechtigt. Dabei wird aber die Gefahr
für Persönlichkeitsrechte und allenfalls berech-
tigte wirtschaftliche Interessen der Patienten
(z.B. Problematik von verschiedenen Versiche-
rungsprodukten nach KVG oder VVG innerhalb
eines Versicherungsunternehmers) zuwenig be-
rücksichtigt. Zudem würde bei dieser Auslegung
– unter dem Deckmantel der Wirtschaftlichkeits-
prüfung – die Entscheidungszuständigkeit über
anzuwendende Behandlungen zunehmend vom
Arzt auf den viel weniger fachkundigen und sei-
nerseits nicht neutralen Versicherer übertragen
(Fallsachbearbeiter [11] entscheiden aufgrund
der ärztlichen Berichte über «wirtschaftliche
Zulässigkeit» und Zweckmässigkeit einer medizi-
nischen Behandlung), was zudem zu einer nicht
erstrebenswerten Spaltung von Entscheidungs-
träger und allfällig Haftendem führen würde.
Eine solche Entwicklung ist unsinnig und unter

allen Umständen zu verhindern [12]. Neben dem
Risiko von Überbehandlung durch Leistungs-
erbringer steht ein solches der Unterversorgung
sozial oder wirtschaftlich schwacher (z.B. älterer)
Patienten.

In Anbetracht der geschilderten Interessen
und Gefahren ist die bis anhin verbreitete Praxis,
dass die Rechnung eine grobe Diagnose enthält
und dem Versicherer bei Unklarheiten oder zu-
sätzlichem Informationsbedarf in einer zweiten
Phase auf Anfrage hin weitere Patientendaten
bekanntgegeben werden, durchaus sachgerecht
[13]. Trotzdem muss die Frage aufgeworfen
werden, ob anhand der wenigen Informationen
überhaupt eine Prüfung der Notwendigkeit einer
Behandlung vorgenommen werden kann. Dies
ist zu verneinen. Die Versicherer können anhand
der Rechnung lediglich überprüfen, ob nach
dem richtigen Tarif abgerechnet wurde. 

Um die Aushöhlung des Persönlichkeits-
schutzes (Stichwort «gläserner Patient») und die
Verschiebung der medizinischen Entscheidungs-
kompetenz weg vom Arzt, hin zur Versicherung
zu vermeiden, wäre noch ein Schritt weiterzu-
gehen und Art. 42 Abs. 3 KVG stärker im Sinne
der Persönlichkeitsschutzinteressen der Patien-
ten auszulegen. Dem Versicherer wäre das Aus-
kunftsrecht lediglich zuzugestehen, wenn er
eine Verletzung oder zumindest Indizien für
die Verletzung des Wirtschaftlichkeitsgebots
glaubhaft machen kann (z.B. eine deutliche Ab-
weichung gegenüber durchschnittlichen Kosten
der entsprechenden Behandlung) [14]. Damit
könnte einer Tendenz zur Informationsanhäu-
fung bei den Versicherern entgegengewirkt
werden, ohne dass die in Art. 43 Abs. 6 KVG vor-
geschriebene Wirtschaftlichkeitskontrolle ver-
unmöglicht würde. 

2. Nach Art. 59 Abs. 2 KVV kann zudem der
Informationsfluss zwischen Leistungserbringer
und Versicherer in Tarifverträgen normiert wer-
den. Bezüglich im Tarifvertrag geregelter Lei-
stungen sind somit von den obigen Ausführun-
gen abweichende Regelungen möglich. Es kann
also in einem Tarifvertrag vorgesehen werden,
dass bereits die Rechnung eine genaue Diagnose
enthalten muss [15]. Auch der TARMED enthält
Bestimmungen betreffend Bekanntgabe der
Diagnose bei Rechnungsstellung. Nach Art. 11
Abs. 8 lit. g TARMED-Rahmenvertrag muss be-
reits bei Rechnungsstellung die Diagnose nach
dem vereinbarten Diagnosecode bekanntge-
geben werden. Es handelt sich dabei jedoch um
eine relativ grobe Einteilung, die für die Per-
sönlichkeitsrechte der Patienten einigermassen
unproblematisch ist [16]. In bezug auf künftige
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Entwicklungen ist wohl mit Forderungen nach
«Verfeinerung» des Diagnosecodes zu rechnen.
Eine Verfeinerung wäre jedoch mit den gelten-
den gesetzlichen Grundlagen nicht vereinbar
und auch aus Persönlichkeitsschutzüberlegungen
zu verhindern, da lediglich durch eine detaillier-
tere Diagnoseangabe keine verbesserte Prüfung
der Wirtschaftlichkeit zu erwarten ist.

Die Tarifverträge (oder aber Gesetzes- bzw.
Verordnungsbestimmungen) können zusätzlich
zur «nachträglichen Wirtschaftlichkeitskontrolle»
im Sinne der Überprüfung der Rechnungen auch
die Vornahme oder Fortsetzung einer Behand-
lung von der Genehmigung des Versicherers ab-
hängig machen (Kostengutsprache). Um ein Be-
gehren um Kostengutsprache seriös bearbeiten
zu können, sind die Versicherer nicht auf die
Kenntnis der Diagnose angewiesen, vielmehr
sind Informationen betreffend Indikationen
und Befunde notwendig, um die Wirtschaftlich-
keit einer Behandlung beurteilen zu können.
Ganz allgemein ist jedoch auch in den Fällen der
«vorgängigen Wirtschaftlichkeitskontrolle» un-
bedingt zu verhindern, dass die Entscheidungs-
kompetenz vom behandelnden Arzt auf den
Versicherer übertragen wird.

3. Weiter sieht das KVG in Art. 57 die Möglich-
keit der «Zwischenschaltung» eines Vertrauens-
arztes vor. Dieser hat die Versicherer in medizini-
schen Fachfragen sowie in Fragen betreffend
Vergütungen und Tarifanwendungen zu beraten.
Will ein Patient den in den genannten Konstel-
lationen an sich zulässigen direkten Informa-
tionsfluss vom Leistungserbringer zum Kranken-
versicherer unterbinden, kann er eine entspre-
chende Erklärung abgeben. Hat der Patient eine
solche Erklärung abgegeben, dürfen die me-
dizinischen Angaben nicht direkt dem Kranken-
versicherer, sondern nur dessen Vertrauensarzt
bekanntgegeben werden (Art. 42 Abs. 5 i.V.m.
Art. 57 KVG). Unabhängig vom Willen des
Patienten ist der Leistungserbringer in begründe-
ten Fällen berechtigt, die vom Versicherer ver-
langten Angaben nur dem Vertrauensarzt be-
kanntzugeben (Art. 42 Abs. 5 KVG).

Durch den Beizug des Vertrauensarztes soll
den Patienteninteressen Rechnung getragen
werden, da dieser wie der behandelnde Arzt der
Schweigepflicht untersteht und somit die sen-
siblen Daten nur in geringerem Umfang in die
Hände der Versicherer gelangen. Dabei ist jedoch
nicht zu vergessen, dass der Vertrauensarzt i.d.R.
dem Versicherer sehr nahesteht und daher im
Zweifellsfall zu dessen Gunsten entscheidet.
Zudem ist der Informationsfluss über den Ver-
trauensarzt mit zusätzlichem Aufwand verbun-

den, was oftmals auch nicht im Interesse der
Patienten liegt [17].

Soziale Unfallversicherung nach UVG 
In der sozialen Unfallversicherung statuieren
Art. 45ff UVG und Art. 55 UVV die Pflicht der
Versicherten und deren Hinterlassenen, alle zur
Klärung des Unfallhergangs und Festsetzung der
Versicherungsleistungen nötigen Daten zur Ver-
fügung zu stellen. Werden die Informations- und
Meldepflichten verletzt, trägt der Versicherte die
Gefahr einer allfälligen Kürzung der Geldleistun-
gen (Art. 15ff UVG). Zusätzlich werden die
Leistungserbringer (Medizinalpersonen und Heil-
anstalten) in Art. 54a UVG im Bereich der Pflege-
leistungen und Kostenvergütungen (Art. 10ff
UVG) zu detaillierter und vollständiger Rech-
nungsstellung verpflichtet. Die Rechnung muss
alle zur Beurteilung der Leistungsansprüche, der
Berechnung der Vergütung und der Prüfung der
Wirtschaftlichkeit nötigen Angaben enthalten.
Bezüglich des Umfangs und Detaillierungsgrades
der Informationen ist jedoch das Verhältnis-
mässigkeitsprinzip zu beachten (siehe «Umfang
der Auskunft»).

Private Kranken- und Unfallversicherung
nach VVG
Im Bereich der privaten Kranken- und Unfall-
versicherung kommen VVG, OR/ZGB und im
Bereich des Datenschutzes insbesondere das
DSG zur Anwendung. Besondere Auskunfts-
rechte der Versicherer oder Auskunftspflichten
der Leistungserbringer bestehen nicht, können
jedoch im Versicherungsvertrag vereinbart wer-
den. Patientendaten dürfen daher im Bereich der
privaten Kranken- und Unfallversicherung nur
mit Einwilligung der Patienten vom Leistungs-
erbringer an den Versicherer weitergegeben wer-
den [18]. Dabei sind die oben erläuterten Grund-
sätze zu beachten – namentlich kann nicht von
der Zulässigkeit einer pauschalen Einwilligung
ausgegangen werden, und es könnte sich im Ein-
zelfall auch die Frage stellen, ob der vertraglich
vereinbarte Umfang des Datentransfers vor den
Regeln zum Schutz der Persönlichkeit der Patien-
ten (Art. 27 Abs. 2 ZGB) standhält.

Zwischenergebnis
Im Sinne einer Zwischenbilanz ist festzuhalten,
dass grundsätzlich für die Weitergabe von Pa-
tientendaten eine Einwilligung des betroffenen
Patienten notwendig ist, in einzelnen Sozialver-
sicherungszweigen jedoch aufgrund der aktuel-
len Gesetzeslage die Versicherer Anspruch auf
Informationen betreffend in Rechnung gestell-
ten Pflegeleistungen haben.

Editores Medicorum Helveticorum

Schweizerische Ärztezeitung / Bulletin des médecins suisses / Bollettino dei medici svizzeri •2005;86: Nr 50 2754



Recht

Im Bereich der privaten Versicherungen (VVG)
besteht keine gesetzliche Auskunftspflicht.

Umfang der Auskunft

Nachdem dargelegt worden ist, unter welchen
Voraussetzungen die Leistungserbringer zur Aus-
kunftserteilung an die Versicherer verpflichtet
sind, stellt sich die wichtigere Frage nach dem
Umfang der Auskunftspflicht. Zur Beurteilung
von Umfang und Detaillierungsgrad, in welchem
die Leistungserbringer den Versicherern Aus-
künfte erteilen müssen oder dürfen, ist (sowohl
im Bereich der Sozial- als auch der Privatversiche-
rungen) das Verhältnismässigkeitsprinzip mass-
geblich (Art. 28 Abs. 1 und 2 ATSG, Art. 4 Abs. 2
DSG) [19]. So dürfen, soweit der Patient nicht
ausdrücklich und zulässigerweise (vgl. oben)
weitergehende Auskünfte bewilligt hat, nur die-
jenigen medizinischen Auskünfte erteilt werden,
welche für den Versicherer zur Prüfung der
Ansprüche (Taggelder, Pflegeleistungen, Renten
usw.) des Versicherten notwendig sind [20].
Dabei ist vom Leistungserbringer zu beurteilen,
ob die vom Versicherer verlangten Auskünfte ge-
eignet und erforderlich sind, um die Leistungs-
prüfung vornehmen zu können und ob durch
die Auskunftserteilung keine höherwertigen In-
teressen der Patienten verletzt werden [21]. Das
bedingt jedoch, dass die Versicherer entweder
sehr konkrete Fragen formulieren, oder in ihren
Anfragen den Leistungserbringern zumindest
mitteilen, welche Leistungen geprüft werden.

Bei der Eignungsprüfung ist zu beurteilen, ob
eine Auskunft an sich überhaupt der Beurteilung
der in Frage stehenden Leistungen dienen kann,
während bei der Erforderlichkeitsprüfung zu be-
urteilen ist, ob die Leistungsprüfung nicht auch
durch weniger stark in die Rechte der Patienten
eindringende Auskünfte möglich ist. Die Prü-
fung der Verhältnismässigkeit ist grundsätzlich
in jedem Fall vorzunehmen, zumindest wenn
keine Tarifverträge bestehen, welche den Infor-
mationsfluss zwischen Leistungserbringer und
Versicherer regeln (wobei der zulässige Rahmen
solcher Tarifverträge natürlich wiederum die
Persönlichkeitsrechte der Patienten zu gewähr-
leisten hätte – es können die Persönlichkeits-
rechte als höhere Rechtsgüter nicht durch Tarif-
verträge ausgehebelt werden).

Ganz wesentlich für die Prüfung der Verhält-
nismässigkeit ist also die zu beurteilende Frage-
stellung. So können beispielsweise Informatio-
nen über frühere Krankheiten bei der Prüfung
der Notwendigkeit einer Behandlung durchaus
von Bedeutung sein, beim gleichen Patienten

jedoch zur Beurteilung der Kausalität zwischen
Unfallereignis und Gesundheitsschaden voll-
ständig irrelevant sein. Diagnosen und Berichte,
welche nicht im Zusammenhang mit den Lei-
stungsvoraussetzungen stehen, erfüllen die ge-
nannten Voraussetzungen der Verhältnismässig-
keit keinesfalls und sind weder von einer Ein-
willigung des Patienten noch den gesetzlichen
Rechtfertigungsgründen gedeckt. Inwieweit frü-
here bzw. andere medizinische oder sonstige
Sachverhalte (z.B. soziale) mit der aktuellen Be-
handlung zusammenhängen, ist im konkreten
Einzelfall sorgfältig zu beurteilen. Da zur Beant-
wortung dieser Problematik die medizinische Be-
urteilung des Einzelfalls im Vordergrund steht,
kann an dieser Stelle nicht weiter darauf ein-
gegangen werden, doch impliziert diese Fest-
stellung einen zurückhaltenden, reflektierten
Umgang mit dem bestehenden Datenmaterial,
das keinesfalls ungeprüft als vollständiges Dos-
sier weitergeleitet werden darf. Um so mehr, als
von den Versicherern einmal erlangte Informa-
tionen auch in einer späteren Leistungsprüfung
(vor einem anderen medizinischen Hintergrund)
oftmals verwendet werden, ohne die Verhältnis-
mässigkeitsprüfung vorzunehmen.

Unter Anwendung der dargelegten Grund-
sätze ist auch die Bekanntgabe von Ein- und Aus-
tritts- sowie Operationsberichten zu beurteilen.
Zweck dieser Berichte ist primär die Information
des nachbehandelnden oder einweisenden
Arztes [22]. Sie werden nicht als Grundlage zur
Leistungsbeurteilung und Rechnungsstellung er-
stellt. Da diese Berichte oftmals Informationen
enthalten, welche zur Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit der aktuellen Behandlung oder der
Leistungspflicht des Versicherers weder geeignet
noch notwendig sind, dürfen sie nur nach ent-
sprechender Prüfung und gegebenenfalls mit
Abdeckungen an die Versicherer weitergegeben
werden [23, 24]. In diesem Sinn besteht also kein
Anspruch der Versicherer auf Bekanntgabe die-
ser Berichte und schon gar kein Anspruch auf
Leistungsverweigerung, soweit der Auskunfts-
pflicht des Leistungserbringers anderweitig ge-
nügt worden ist.

Gleiches gilt für die Leistungserbringer, wenn
der Patient eine Erklärung im Sinne von Art. 57
KVG (Vertrauensarzt) abgegeben hat. Art. 57 Abs.
6 KVG sieht vor, dass die Leistungserbringer dem
Vertrauensarzt diejenigen Informationen zu lie-
fern haben, welche er benötigt, um die Leistungs-
pflicht des Versicherers zu beurteilen. Nach dem
Wortlaut der Gesetzesbestimmung haben die
Leistungserbringer also auch bei der Information
des Vertrauensarztes die Verhältnismässigkeits-
prüfung vorzunehmen. Dieser ist seinerseits
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ebenfalls an das Berufsgeheimnis gebunden und
darf auch nur die für den Krankenversicherer zur
Beurteilung der Leistung nötigen Daten weiter-
geben (Art. 57 Abs. 7 KVG). Allein schon auf-
grund der (Vertrauens-)Stellung liegt es auf der
Hand, dass Vertrauensärzte die Verhältnismäs-
sigkeitsprüfung eher zugunsten der «vertrauten»
Versicherung vornehmen. Im Sinne der Interes-
senwahrung zugunsten der eigenen Patienten ist
deshalb den behandelnden Ärzten zu empfeh-
len, bei der Auskunftserteilung keine Unterschei-
dung zwischen Versicherer und Vertrauensarzt
zu machen. 

Mögliche Konsequenzen unerlaubter
Auskunftserteilung oder -verweigerung

Soweit ersichtlich liegt über die behandelten
Fragen bislang keine, jedenfalls keine publizierte
höchstrichterliche Praxis vor, weshalb die ge-
machten Aussagen ihre Grundlage in Gesetzes-
text und Lehrmeinungen haben. Die bestehen-
den Grauzonen erfordern kontinuierliche Klä-
rung im Alltag, was für alle Beteiligten die
Chance bietet, kontroverse Situationen zu disku-
tieren und gegebenenfalls (schieds-)gerichtlich
überprüfen zu lassen (dazu lit. a), statt das Risiko
unerlaubter Auskunftserteilung (lit. b) einzu-
gehen:
a) Können Leistungserbringer und Versicherer

bezüglich des Informationsaustausches keine
Einigung finden, ist der Rechtsweg zu be-
schreiten. Nach Art. 57 ATSG haben die
Kantone ein Versicherungsgericht als einzige
Instanz zur Beurteilung der Beschwerden aus
dem Bereich der Sozialversicherung ein-
zurichten. Verschiedene Einzelgesetze sehen
jedoch für Streitigkeiten zwischen Versiche-
rern und Leistungserbringern (insbesondere
Medizinalpersonen, Laboratorien oder Heil-
und Kuranstalten) die Zuständigkeit eines
kantonalen Schiedsgerichts vor und stellen
zugleich Mindestanforderungen an dessen
Verfahren auf (Art. 57 UVG, Art. 89 KVG). Im
übrigen richtet sich das Verfahren nach
kantonalem Recht, insbesondere kommt das
ATSG (Bundesgesetz über den Allgemeinen
Teil des Sozialversicherungsrecht vom 6. Ok-
tober 2000, SR 830.1) nicht zur Anwendung
(Art. 1 Abs. 2 lit. a UVG, Art. 1 Abs. 2 lit. KVG)
[25]. Gegen die Entscheide der Schiedsge-
richte kann Verwaltungsgerichtsbeschwerde
ans eidgenössische Versicherungsgericht er-
hoben werden (Art. 110 UVG, Art. 91 KVG).

Es geht mithin nicht an, dass in Zweifels- und
Konfliktfällen Daten letztlich unbesehen
weitergeleitet werden, sondern es ist ein all-
fälliger Konflikt vor neutraler Stelle auszu-
tragen.

b) Als unerlaubte Auskunftserteilung kommen
zwei Tatbestände in Frage. So kann ein Lei-
stungserbringer ohne jeden Rechtfertigungs-
grund Patienteninformationen dem Versi-
cherer bekanntgegeben oder den Umfang der
zulässigen Information überschritten haben.
Beide Konstellationen ziehen die gleichen
Rechtsfolgen nach sich. Als solche kommen
einerseits Schadenersatzansprüche in Be-
tracht, welche bei öffentlichrechtlichen Lei-
stungserbringern nach den Regeln der Staats-
haftung zu beurteilen sind und bei privaten
Ärzten wohl meist von der Berufshaftpflicht-
versicherung übernommen werden [26]. An-
dererseits macht sich der unerlaubterweise
Auskunft erteilende Arzt strafbar. Sofern ein
Patient einen Strafantrag stellt, kann das Ge-
richt bei vorsätzlicher Begehung eine Busse
oder Gefängnis (max. 3 Jahre) aussprechen
(Art. 321 Abs. 1 StGB i.V.m. Art. 36 StGB).
Im Bereich der Krankenversicherung sieht
Art. 93 KVG zudem für die Verletzung der
Aufklärungspflicht nach Art. 42 Abs. 4 KVG
die Möglichkeit der Bestrafung mit Busse
oder Haft vor.

Schlussfolgerung

Im Sinne einer Schlussfolgerung aus der Auslege-
ordnung von Interessen, Gesetzesbestimmun-
gen und allgemeinen Handlungsgrundsätzen ist
festzuhalten, dass im Bereich des VVG allfälligen
Informationsanfragen – ohne entsprechende
Entbindungserklärung – keine Folge geleistet
werden darf. 

Im Bereich von KVG und UVG besteht
grundsätzlich gegenüber dem Versicherer die
Pflicht, die für die Prüfung der Leistungspflicht
und der Wirtschaftlichkeit der Behandlung nöti-
gen Auskünfte zu erteilen. 

Welche Auskünfte der Versicherer benötigt,
ist in allen Zweigen nach dem Verhältnismässig-
keitsprinzip zu beurteilen. Zudem sind die Tarif-
verträge zu konsultieren. Divergenzen sind nicht
einfach zu Lasten der Patienten durch Aushän-
digung von umfassendem Datenmaterial aus-
zuräumen, sondern nötigenfalls in den dafür
vorgesehenen Verfahren zu überwinden.
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